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8156 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz 

über den Beschluss des Nationalrates vom 9. Juli 2009 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, das 
Arbeitskräfteüberlassungsgesetz und das Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz geändert 
werden 

Der vorliegende Beschluss des Nationalrates hat zum Inhalt, das derzeitige System des BUAG, das 
Arbeitnehmeransprüche unabhängig von der tatsächlichen Zuschlagsentrichtung des Arbeitgebers 
entstehen lässt, dahingehend zu modifizieren, dass sozialbetrügerisches Verhalten erschwert wird. Es ist 
davon auszugehen, dass hinsichtlich der weit überwiegenden Zahl der Unternehmen und 
Arbeitsverhältnisse die Regelung insoweit irrelevant ist, als hier die Zuschläge rechtzeitig und vollständig 
abgeführt werden, sodass das Entstehen von ‚unbedeckten’ Ansprüchen hier nicht gegeben ist. Für die 
übrigen Fälle sieht der vorliegende Beschluss des Nationalrates jedoch vor, dass Ansprüche nur dann 
entstehen, wenn sie rechtzeitig geltend gemacht oder der BUAK auf andere Weise bekannt werden (z.B. 
im Rahmen ihrer Kontrolltätigkeit). Damit soll vermieden werden, dass die Beiträge jener Unternehmen, 
die die Regelungen des BUAG einhalten, zur Abdeckung der von den unredlichen Unternehmen nicht 
entrichteten Zuschläge dienen müssen. 
Einen zweiten Hauptgesichtspunkt des vorliegenden Beschlusses des Nationalrates bilden 
Verbesserungen hinsichtlich der Entsenderegelung, die aus Erfahrungen der Praxis seit deren Einführung 
2006 gewonnen wurden. Gegenstand dabei ist eine Klarstellung des Geltungsbereichs, um Lücken zu 
schließen. Weiters sollen auch in diesem Bereich die Kontrollen ausgebaut werden.  
Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat den gegenständlichen Beschluss des 
Nationalrates in seiner Sitzung am 21. Juli 2009 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Juliane Lugsteiner. 
An der Debatte beteiligten sich die Bundesräte Martina Diesner-Wais und Harald Reisenberger sowie 
mit beratender Stimme Bundesrat Efgani Dönmez. 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Juliane Lugsteiner gewählt. 

Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz stellt nach Beratung der Vorlage am 21. Juli 
2009 mit Stimmeneinhelligkeit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben. 

Wien, 2009 07 21 

 Juliane Lugsteiner Mag. Gerald Klug 
 Berichterstatterin Stv. Vorsitzender 


